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Zusaminenfassung des Verfahrens 

Der Entscheidung der Beschwerdekamlner 3.3.1 vom 
7. Juli 1988, T 26/88, AB1. EPA 1991, 30 lag folgender 

Sachverhalt zugrunde: 

Der Patentinhaber hatte die Druckkostengebühr nicht 
rechtzeitig entrichtet. Die Einspruchsabteilung (der 
Formalprüfer im Rahmen des ihm gemàB Regel 9 (3) EPU 
übertragenen Wirkungsbereichs) widerrief daraufhin das 
Patent gemäi3 Artikel 102 (4) EPU durch Entscheidung. Die 
Entscheidung wurde mit der Verspätung bei der zahiung der 
Druckkostengebühr begrUndet. un Beschwerdeverfahren kani 
die Beschwerdekanimer 3.3.1 zu der Auffassung, daB bei 
Versàuniung der Frist nach Artikel 102 (4) EPU der 
Rechtsverlust von Gesetzes wegen ("by operation of law", 
"automatically") eintrete (Nr. 3.2 Absatz 2 sowie Nr. 4 
der Gründe). Das von der Einspruchsabteilung (dem Formal-
prUfer) als "Entscheidung" bezeichnete Dokument bedürfe 
der Auslegung. Es inüsse als Mitteilung über den bereits 
.eingetretenen Rechtsverlust mm Sinne der Regel 69 (1) EPU 

aufgefal3t werden. 

Wie die Entscheidung T 26/88 feststellt, wurde nach der 
vorher bestehenden Praxis der Widerruf des Patents nach 
Artikel 102 (4) und (5) EPU stets durch Entscheidung 
ausgesprochen. Da die Alternative, nämuich der 
autoinatische Rechtsverlust, offenbar nicht in Betracht 
gezogen worden war, enthielten die Entscheidungen anderer 
Kamniern - erwãhnt werden die Entscheidungen T 387/88 
(Kaminer 3.4.1), T 35/88 (Kammer 3.2.2) sowie T 14/89, AB1. 
EPA 1990, 432 (Kainmer 3.3.2) - keine Ausführungen zu der 
aufgeworfenen Rechtsfrage (vgl. T 26/88, Nr. 7 der 
Entscheidungsgründe). 
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III. 	Lu Verfahren T 26/88 stelite der patentinhaber den Antrag, 
die Rechtsfrage der Groi3en Beschwerdekalulner vorzulegen. 
Die Kaimner 3.3.1 gab diesein Antrag nicht statt. Sie lieB 
sich dabei von der Erwagung leiten, daB eine inzwischen 
eingetretene Anderung der Régel 58 (6) EPU einen 
Rechtsbehelf eingeführt habe, der weitere Rechtsverluste 
auf seltene Ausnahinefälle beschränke. 

IV. 	Am 20. August 1990 legte der Präsident des Europäischen 
Patentaints zur Sicherung der einheitlichen Rechtsanwendung 
die folgenden Rechtsfragen vor: 

Hat un Einspruchsverfahren über den Widerruf des 
Patents gemàB Artikel 102 (4) oder (5) EPU sofort eine 
beschwerdefàhige Entscheidung (Artikel 106 EPO) zu 
ergehen, oder ist in einer Mitteilung nach Regel 
69 (1) EPU der eingetretene Rechtsverlust 
festzustellen? 

1st ein vom Amt im Rahmen eines vor ihm anhängigen 
Verfahrens den Verfahrensbeteiligten geinâB der 
Ausführungsordnung zugestelltes Schriftstück, das nach 
Bezeichnung, Form und Irihalt alle Eleinente einer 
Entscheidung aufweist, in jedem Fall als eine 
Entscheidung un Sinne des Artikels 106 (1) EPU 
anzusehen, die mit der Beschwerde angefochten werden 
kann, oder kann ein soiches Schriftstück auch eine 
nicht beschwerdefähige Nitteilung, insbesondere nach 
Regel 69 (1) EPU,,darstellen? 

V. 	Als zwei voneinander abweichende Entscheidungen gibt die 
Vorlage insbesondere die Entscheidungen T 14/89 und 
T 26/88 an. Die vorgelegten Rechtsfragen seien deshalb von 
grundsâtz 1 icher Bedeutung, wei 1 verfahrerisrechtiiche 
Grundsâtze berUhrt werden, die für die Beteiligten und die 
Praxis des Amts bestimmend sind. Eine Entscheidung über 
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den Widerruf des Patents entspreche dent zweiseitigen 
Charakter des Einspruchsverfahrens. Die in den Richtlinien 
Teil D-VIII, 1.2.2 niedergelegte Praxis sei bis zur 
Entscheidung T 26/88 nicht in Zweifel gezogen worden. Auch 
wenn die Gefahr eines versehentlichen Rechtsverlustes bei 
Fristüberschreitung nach Einfügung der neuen Regel 58 (6) 
EPU die Ausnahme bleiben werde, kotnine es weiter regelmàBig 
vor, daS Forxnerfordernisse deshaib nicht erfüllt werden, 
weil der Patentinhaber inittlerweile kein Interesse mehr an 
dent Schutzrecht habe. Der VerfahrensabschluB ntüsse dann 
auch für den Einsprechenden kiar erkennbar sein. 

Gründe für die Stellungnahine 

Zur ersten Rechtsfrage 

Der Widerruf des Patents bei nicht rechtzeitiger Vornahme von 
Verfahrenshandlungen 

1. 	.Diese Frage betrif ft das Verfahren vor der Einspruchs- 
abteilung in jenen Fallen, in denen bereits feststeht, daB 
der Patentinhaber mit einer geânderten Fassung einver-
standen 1st, in der die Einspruchsabteilung das Patent 
aufrecht zu erhalten beabsichtigt, der Pateninhaber es 
aber unterlã8t, die in Artikel 102 (3) b) sowie (4) und 
(5) EPU in Verbindung mit Regel 58 (5) EPO 
vorgeschriebenen Erfordernisse (Zahiung der Druck-
kostengebühr, Vorlage von Ubersetzungen der geänderten 
PatentansprUche) rechtzeitig zu erfüllen. 

Die Frist für die Vornahme dieser Verfahrenshandlungen 1st 
in Regel 58 (5) EPU festgelegt urtd beträgt drei Monate ab 
Zustellung der Aufforderung der Einspruchsabteilung. Mit 
Wirkung vom 1. April 1989 ist ein neuer Absatz 6 in die 
Regel 58 eingefügt worden, der eine Nachfrist von zwei 
Monaten ab Zustellung einer Mitteilung vorsieht, in der 
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auf die Fristversäulnung hingewiesen wird. Durch die neue 
Regelung wird sich die Zahi der Fälle, in denen em 
Rechtsverlust durch eine Fristversäulnnis eintritt, 
verringern. Die grundsätzliche Frage, ob der Widerruf bei 
Fristversäumnis durch eine Entscheidung auszusprechen 1st 
oder ob der Rechtsverlust von Gesetzes wegen eintritt, 
steilt sich aber in gleicher Weise. 

Der Patentinhaber kann den Rechtsverlust dadurch abwenden, 
daB er einen Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand stelit, wenn die für den Erfoig eines solchen 
Antrags erforderlichen Voraussetzungen (Artikel 122 (1) 
und (2) EPU) vorliegen. 

Wenn der Patentinhaber aber jut Gegensatz zur Auffassung 
der Einspruchsabteilung den Standpunkt vertritt, daB er 
die Verfahrenshandlungen rechtzeitig vorgenoimiten hat, so 
hat er das Recht, eine Entscheidung der ersten Instanz 
durch eine unabhàngige Rechtsmittelinstanz überprüfen zu 
lassen. Eine solche, den Grundsätzen eines rechts-
staatlichen Verfahrens entsprechende Uberprüfung ist in 
Artikel 106 EPU verankert. Nach Absatz 1 dieser Bestiinmung 
sind Entscheidungen der Einspruchsabteilungen mit der 
Beschwerde anfechtbar. 

Auch in den Fallen, in denen das Europàische Patent- 
übereinkomtunen den automnatischen •Eintritt einer Rechtsfolge 
(von Gesetzes wegen, Itby  operation of law") vorsieht, kann 
die vom Rechtsverlust betroffene Partei eine Entscheidung 
dadurch herbeiführen, daB sie einen Antrag auf 
Entscheidung stelit (Regel 69 (2) EPU). Die von der Kammér 
3.3.1 in Erwàgung gezogene Alternative steilt das 
Beschwerderecht der Partei nicht in Frage. Den Kern der 
Erwägungen der Entscheidung T 26/88 bilden vielmnehr 
aligemneine Uberlegungen zunt Einspruchsverfahren und das 
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Bestreben, die Bestimmungen des Ubereinkommens so 
auszulegen, daB ein zweckgerechtes Verfahren und 
Rechtsicherheit erreicht wird. 

Hierzu ist zunâchst folgendes festzuhalten: 

Der Wortlaut des Artikels 102 (4) und (5) EPU laSt den 
Auftrag an die Einspruchsabteilung kiar erkennen, bei 
Nichtbeachtung bestimmter Forinerfordernisse den Widerruf 
des Patents durch eine Entscheidung auszusprechen. Wenn 
ein von Gesetzes wegen eintretender Rechtsverlust ("by 
operation of law") beabsichtigt gewesen ware, hàtte der 
Gesetzgeber dies nach der un Ubereinkoinmen hierfür 
einheitlich verwendeten Terminologie durch den Begriff 
"gilt als widerrufen" zum Ausdruck bringen kônnen. 

Zunãchst ist zu untersuchen, ob diese am Wortlaut der 
Bestiinmung orientierte Auslegung durch die Bedeutung der 
Worte im Zusammenhang bestãtigt wird. Dies erfordert den 
vergleich der in verschiedenen Verfahrensabschnitten nach 
dem EPU vorgesehenen Formen des Verfahrensabschlusses. 

Abschlu8 des Erteilungsverfahrens 

Für den AbschluB des Erteilungsverfahrens verwendet das 
EPU an zahlreichen Stellen Begriffe, die eine Handlung 
bezeichnen. Als Beispiele können genannt werden: 

Artikel 91 (3) erster Satz EPU ("wird zurückgewiesen"); 
Artikel 97 (1) EPU ("weist zurück"); Artikel 97 (2) EPU 

("beschlieSt die Erteilung"); Regel 51 (5) EPU ("wird 
zurUckgewiesen"). 

In diesen Fallen erläBt die Prufungsabteilung eine 

Entscheidung. 
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6. 	tin Erteilungsverfahrefl gibt es aber auch Fälle, in denen 
das Verfahren auf andere Weise als durch eine Entscheidung 
beendet wird. Dies gilt für die Zurücknahine der Patentan-
ineldung durch den Patentanrrtelder. Nicht durch Entscheidung 
abgeschlossen wird das Patenterteilungsverfahrefl auch 
dann, wenn das EPU die Fiktion der Zurücknahine vorsieht. 
Hier tritt der Rechtsverlust mit Ablauf der Frist em, die 
nicht eingehalten worden ist. 

Das EPU spricht an mnehreren Stellen davon, daB die 
"europäische Patentanmeldung als zurückgenoirimen gilt." In 
dieseni Fall braucht - wie bei der ausdrücklichen 
ZurUcknahxne der Anmneldung durch den Patentanmelder - eine 
Entscheidung nicht zu ergehen. Demn Anmnelder ist aber der 
Eintritt des Rechtsverlustes initzuteilen (Regel 69 (1) 
EPU). Der Patentanmelder kann dann innerhaib einer Frist 
von zwei Monaten ab Zustellung der Mitteilung eine 
Entscheidung beantragen (Regel 69(2) EPU), die den 

-: 	ailgemeinen Forinerfordernissen entsprechen und 
insbesondere begründet werden nmuB (Regel 68 EPU). In der 
•Entscheidung wird der bereits eingetretene Rechtsverlust 
festgestellt. Diese Entscheidung unterliegt der Anfechtung 
durch die Beschwerde (Artikel 106 (1) EPU). 

Der von Gesetzes wegen ("automatically", "by operation of 
law") eintretende Rechtsverlust wird regelumâ8ig durch eine 
Fiktion der Zurücknahme der Anmneldung zumn Ausdruck 
gebracht (vgl. Artikel 86 (3) EPU; Artikel 91 (5) EPU; 
Artikel 94 (3) EPU, Artikel 96 (1) und (3) EPU; Artikel 
97 (3) und (5) EPU, Regel 51 (8) EPU). 

Auch die Formnulierungen des PCT, auf die mi EPU verwiesen 

wird (Artikel 150 Absatz 2 EPU), lassen erkennen, wann 
eine Rechtsfolge durch eine Fiktion eintritt (vgl. 
beispielsweise Artikel 24 (1) iii) PeT). 
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Die Fiktion der Zurücknahrne kann auch während des 
Beschwerdeverfahrens Platz greifen, wenn es sich urn eine 
Beschwerde des Patentanmelders handelt. Gibt der Patent-

aninelder seine Stellungnahme nicht rechtzeitig ab, wenn 
ihn die Beschwerdekanuner hierzu auffordert, so gilt die 

europãische Patentanmeldung als zurückgenominen, es sei 

denn, daB die mit der Beschwerde angefochtene Entscheidung 

von der Rechtsabteilung erlassen worden ist (Artikel 

110 (3) EPU). 

Ob das Erteilungsverfahren durch eine Entscheidung der 

Eingangsstelle oder der Prüfungsabteilung oder durch eine 

Mitteilung über einen - im Wege einer Fiktion - einge-

tretenen Rechtsverlust (Regel 69 (1) EPU) abzuschlieBen 

ist, läBt sich stets aus dern Wortlaut der Bestinirnungen 

entnehrnen. 

AbschluB des Einspruchsverfahrens 

7. 	Der Abschlu8 des Einspruchsverfahrens wird - abgesehen von 

dern Spezialfall der Einstellung des Verfahrens nach Regel 

60 EPU - durch Artikel 102 EPU geregelt. Diese Bestinunung 

kennt drei Arten der Beendigung des Einspruchsverfahrens: 

- Widerruf des Patents (Absätze 1, 4 und 5); 

- ZurUckweisung des Einspruchs (Absatz 2); 

- Aufrechterhaltung des Patents in geandertern Umfang 

(Absatz 3). 

Für alle diese Arten des Verfahrensabschlusses werden 

Begriffe verwendet, die eine Handlung zum Ausdruck bringen 

("widerruft das Patent", "weist den Einspruch zurück", 

"beschlieSt die Aufrechterhaltung in geândertem Umfang"). 

Wie bereits zuin Erteilungsverfahren dargestelit wurde, 
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wird un EPU auf diese Weise zurn Ausdruck gebracht, daB vom 
zuständigen Organ eine Entscheidurig un Sinne des Artikels 
106 Absatz 1 EPU zu treffen ist, die mit Gründen zu 
versehen ist (Regel 68 (2) EPU). 

Ansatzpunkte dafür, daB die Form der Entscheidung 
- entgegen dein Wortlaut des Artikels 102 EPU - auf den 
Widerruf des europâischen Patents nach Absatz 1 zu 
beschrànken ist, sind nicht zu erkennen. Die Materialien 
zum EPU geben keinen Anhaltspunkt dafür, daB dies bei der 
Ausarbeitung dieser Bestiinrnung beabsichtigt gewesen sein 
könnte. 

8. 	Folgende Erwägungen sprechen noch für das Verfahren, den 
Widerruf eines Patents mi Einspruchsverfahren stets in 
Form einer Entscheidurig anzuordnen: 

Das Einspruchsverfahren bezieht sich auf ein bereits 
erteiltes Patent. Diesem Verfahren ist der Verlust des 
Patentrechts als Folge einer Fristversäumung durch den 
Patentinhaber freind. Abgesehen von der Nichtzahlung der 
Einspruchsgebühr (Artikel 99 (1) Satz 3 EPU) fehlt es an 
Rechtsfolgen, die in Form einer Fiktion auftreten. Das EPU 
verbindet mit den von der Einspruchsabteilung gesetzten 
Fristen für Stellungnahmen (Artikel 101 (2) EPU) keine 
uninittelbaren Rechtsverluste. Dies gilt auch für die Frist 
zur Abgabe einer Erklärung (Artikel 102 (3) a), Regel 
58 (4) EPU) und die Frist zur Vornahme von Verfahrens-
handlungen bei Aufrechterhaltung des Patents in geändertein 
Umfang (Artikel 102 (3) b) sowie (4) und (5) sowie Regel 
58 (5) EPU). 

Wãhrend im Patenterteilungsverfahren ein kiarer Ansatz-
punkt für Fiktionen besteht, nàinlich die Zurücknahme der 
Patentanmeldung, konunt eine analoge Konstruktion im 
Verfahren vor den Einspruchsabteilungen nicht in Betracht. 
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Denn nach der Patenterteilung kann der Patentinhaber durch 
eine Erklärung gegenüber dein Europàischen Patentamt auf 
sein Patent nicht mehr verzichten. Verzichtserklärungen 
sind in diesem Verfahrensstadium an die nationalen 
Behärden der benannten Vertragsstaaten zu richten 
(s. T 73/84, AB1. 1985, 241, Gründe Nr. 4). 

Aufschlu8reich ist noch die Regelung über die Zurück-
weisung der Patentanmeldung nach Artikel 97 (1) EPU. In 
dieser Bestinunung wird ausdrücklich auf die Möglichkeit 
Bezug genoininen, daB im EPU eine andere Rechtsfolge als die 
Zurückweisung der Anmeldung vorgesehen sein kann ("... so 
weist sie die europâische Patentannieldung zurück, sofern 
in diesein Ubereinkonunen nicht eine andere Rechtsfolge 
vorgeschrieben ist."). Dainit werden Fälle der Rücknahine-
fiktion angesprochen, in denen zunächst eine Mitteilung 
nach Regel 69 (1) EPtY ergeht. Bei der korrespondierenden 
Bestiininung mt Einspruchsverfahren betref fend den Widerruf 
des Patents fehit jeglicher Hinweis auf die Fiktion des 
Widerrufs als eine inägliche Forin des Verfahrens-
•abschlusses. 

Auch die Bestinunungen über die Eintragungen in das 
Patentregister verdeutlichen die Unterschiede zwischen dein 
Erteilungs- und den Einspruchsverfahren. Verschiedene 
Arten der Beendigung des Verfahrens werden nur zunt 
Erteilungsverfahren genannt (Regel 92 (1) n) EPU - 
Zurückweisung, Zurücknahine, Fiktion der Zurücknahme). Beiin 
Einspruchsverfahren wird dagegen nur die Eintragung von 
Entscheidungen (Regel 92 (1) r) EPU) erwähnt. 

9. 	Auch das Gemeinschaftspatentübereinkoininen in der durch die 
Vereinbarung über Gemeinschaftspatente voin 
15. Dezember 1989 geltenden, noch nicht in Kraft 
getretenen Fassung enthält Bestiininungen über die Aufrecht-
erhaltung des Patents in geändertem Uinfang, und zwar mm 
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Erteilungsverfahren (einschlie8lich der Ubersetzung des 
Gemeinschaftspatents), iTn Einspruchsverfahren und im 
Nichtigkeitsverfahren. Dabei werden jene Fälle, in denen 
das Verfahren durch eine Entscheidung abzuschlie8en ist 
(Einspruchsverfahren: Artikel 29 (5) Satz 2 GPU; 
Nichtigkeitsverfahren: Artikel 58 (4) GPU; Artikel 19 (4) 
Streitregelungsprotokoll), von den Fallen getrennt, in 
denen der Rechtsverlust von Gesetzes wegen eintritt 
(Erteilungsverfahren: Artikel 29 (5) Satz 1 und Artikel 
30 (6) GPU). Den auf Widerruf oder Nichtigerklärung des 
Patents gerichteten Verfahren ist dabei geineinsam, daB das 
Verfahren stets durch Entscheidung abgeschlossen wird. 

Der Vergleich des Erteilungsverfahrens init Verfahren zu 
bereits erteilten Patenten hat somit wesentliche 
Unterschiede aufgezeigt. In alien Verfahren nach der 
Erteilung des europäischen Patents ist ein einheitliches 
Verfahrensinuster zu erkerinen, das in die Richtung einer 
Beendigung des Verfahrens durch eine Entscheidung weist. 

Einwenduxgen gegen die Form der Entscheidung als Verfahrens-
abschluB in Einspruchsverfahren 

Die Beschwerdekamuter 3.3.1 vergleicht in ihrer 
Entscheidung T 26/88 die Verfahrensablàufe in Erteilungs-. 
und in Einspruchsverfahren und uberträgt das für die 
SchluBphase des Erteilungsverfahrens bei nicht rec•ht-
zeitiger Erfüllung von Formerfordernissen vorgesehene 
Fiktionsmodell (Artikel 97 (3) und (5); Regel 51 (8) EPU) 
auf die Aufrechterhaltung des europãischen Patents in 
geändertein Umfang durch die Einspruchsabteilung. Artikel 
102 (4) und (5) EPU (s. Gründe 3.4 und 3.5 der 
Entscheidung T 26/88) sei in ähnhicher Weise auszulegen 
wie Artikel 97 (3) und (5) EPU, der den Rechtsverlust 
automatisch in der Forin eintreten lasse, daB die Anineldung 
von Gesetzes wegen ("by operation of law") als zurück- 
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genommen gelte. Dies wurde bedeuten, dag an die Stelle der 

Entscheidung über den Widerruf die Fiktion des Widerrufs 

trete; das Patent sei von der Einspruchsabteilung nicht zu 

widerrufen, weil es bereits "als widerrufen gilt." Die 

Kanuner 3.3.1 sieht die Rechtfertigung für diese vom 

Wortlaut der Bestimmungen abweichende Auslegung in 

untragbaren Konsequenzen, die sich aus einer Entscheidung 

über den Widerruf ergeben. 

Die Haupterwägungen sind in Nr. 3.7 der Gründe der 
Entscheidung T 2 6/88 zusaminengefa8t: 

Elne Entscheidung über den Widerruf 

- sei sinnios ("pointless") und beschwöre unnötige 
Beschwerdeverfahren herauf; 

- führe zu Rechtsunsicherheit und Mil3verstãndnissen. 

Dem Argument, eine Entscheidung über den Widerruf des 
Patents sei sinnios ("pointless"), wenn sie durch Nicht-
beachtung von Forinerfordernissen ausgelöst wird, kann sich 
die GroBe Beschwerdekanuuer nicht anschlieBen. Mit der 

Beschwerde anfechtbare Entscheidungen sind nicht den 
Fragen des inateriellen Patentrechts vorbehalten. Derartige 

Entscheidungen sind auch bei der Versäuinung von Fristen 

für die Einhaltung von Formerfordernissen keineswegs 

funktionslos. Das Beschwerderecht muB dem Patentinhaber 

auch in diesen Fallen zugestanden werden. Denn bei der 

Frage der rechtzeitigen Vornahme von Verfahrenshandlungen 

kônnen sich sowohi Tat- als auch Rechtsfragen ergeben. So 

kann der Zeitpunkt der Zahlung einer Gebühr in 

tatsáchlicher Hinsicht streitig sein. Aber auch die 

Rechtsfrage des wirksamen Zahlungstages kann sich stellen. 

Die Auslegung der Gebührenordnung war zu diesem Punkt 

bereits Gegenstand zahireicher Entscheidungen der 

Beschwerdekammern, wobei in einigen Fallen die Rechtsfrage 

im Sinne des Beschwerdeführers geklàrt worden ist. 
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un übrigen sind nach dein EPU Entscheidungen zu Form-

erfordernissen in alien Verfahrensabschnitten zu treffen. 

Auch wenn es sich bei den Erfordernissen einer 

europäischen Patentanineldung nach Artikel 91 (1) a) bis d) 

EPU urn reine ForTnalfragen handelt, sieht das EPU ausdrück-

lich die Zurückweisung der Anmeldung durch die Eingangs-
stelle als Rechtsfolge in Artikel 91 (3) EPU vor. Diese 

Bestinunung weist zuin Widerrufsverfahren nach Artikel 

102 (4) und (5) EPU auch insofern eine Parallele auf, als 

die Nichtbeachtung der Frist unmittelbar eine negative 

Entscheidung auslöst. Die Verfahrenspartei kann nichts 

daraus gewinnen, wenn sie die Frist zwar überschreitet, 

aber mit der Behebung des Fornirnangels der ZurUckweisungs-

entscheidung noch zuvorkonunt. Denn der Rechtsgrund für die 

Entscheidung ist die Tatsache, daB ein Formnerfordernis 

nicht innerhaib der vorgeschriebenen Frist erfüllt worden 

1st. Die Entscheidung über den Widerruf des Patents wegen 

nicht rechtzeitiger ErfUliung von Formnerfordernissen fügt 

sich also widerspruchsfrei in die Verfahrensstruktur des 

EPU em. 

14. 	Die Entscheidung T 26/88 sieht ferner bei Widerrufsent- 

scheidungen nach Artikel 102 (4) und (5) die Gefahr der 

Rechtsuns icherhe it, wenn der Patentinhaber den 

Rechtsbehelf der Wiedereinsetzung in Anspruch nimnrnt 

(Nr. 3.3 und 3.7 der Entscheidungsgründe). 

Dazu ist folgendes festzuhalten: 

Die Entscheidung über einen Antrag auf Wiedereinsetzung in 

den vorigen Stand bei Versäuniung der Fristen nach Artikel 

102 (4) und (5) EPU 1st nicht komplizierter als bei 

anderen Fristversäumnnissen. Der Rechtsbehelf der Wieder-

einsetzung steht demn Patentinhaber im Einspruchsverfahren 

zur Verfügung, "wenn die Verhinderung nach dent Uberein- 
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kominen zur unmittelbaren Folge hat, dag das europáische 
Patent widerrufen wird" (Artikel 122 (1) EPU). Der Patent-
inhaber kann daher nach Wegfall des Hindernisses den 
Antrag auf Wiedereinsetzung stellen, auch wenn die 
Entscheidung über den Widerruf noch nicht ergangen ist. Je 
nach den Uinständen des Falles kann dies zur Wahrung der 
Frist nach Artikel 122 (2) EPU sogar notwendig seth. Die 
zur Entscheidung berufenen Organe können dann die 
notwendigen Entscheidungen so treffen, daB eine 
Zersplitterung des Verfahrens verinieden wird. Je nach den 
Uutständen des Einzelfalles wird die Entscheidung über den 
Widerruf mit der Entscheidung über den Antrag auf 
Wiedereinsetzung zusamntenzufassen sein. Bestreitet der 
Patentinhaber die Fristversäumnung und wendet er sich 
deshaib gegen den Widerruf seines Patents und stelit er 
den Antrag auf Wiedereinsetzung nur hilfsweise, kann die 
gleichzeitige Entscheidung dieser Fragen zweckmnä8ig sein. 
Die Beschwerdekanuner kann dann un Fall der Anfechtung Uber 
beide Fragen in einemn Verfahren entscheiden. 

15. 	Zu den von der Kamniner 3.3.1 angesteilten Uberlegungen zur 
Rechtsposition Dritter bei automnatischem Eintritt der 
Rechtsfolge des Widerrufs (Nr. 3.8 der Gründe der 
Entscheidung T 26/88) ist folgendes auszuführen: 

Hat der Patentinhaber trotz Beachtung der gebotenen 
Sorgfalt die Fristen nach Artikel102 (4) und (5) sowie 
Regel 58 (5) EPU versäuntt, kann er auf Antrag in den 
vorigen Stand wiedereingesetzt werden. Zulu Schutz 
gutglâubiger Dritter sieht Artikel 122 (6) EPU em 
Weiterbenutzungsrecht vor. Aus den Bestinunungen über die 
Weiterbenutzung láBt sich kein Argument zugunsten eines 
automatischen Rechtsverlusts ableitert. Artikel 122 (1) EPU 
spricht von dem Eintritt des Rechtsverlustes und verweist 
dabei auf verschiedene Arten der Beendigung des 
Verfahrens: 
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- die europâische Patentanxneldung oder ein Antrag wird 
zurückgewiesen; 

- die Anineldung gilt als zurückgenonrnen; 
- das europãische Patent ist zu widerrufen; 
- es tritt der Verlust eines sonstigen Rechts oder 

Rechtsmittels em. 

Nichts làBt auf einen Grundsatz schliel3en, der Rechts-
verlust inüsse inóglichst frühzeitig eintreten und Dritte 
soliten aus einer FristversãunrniS des Patentinhabers im 
Einspruchsverfahren Rechte (das Weiterbenutzungsrecht) 
bereits zu einem Zeitpunkt herleiten können, zu dent der 
Patentinhaber die ihnt zustehenden Rechtsbehelfe noch nicht 
ausgeschäpft hat. Dies ware auch wenig sinnvoll. Denn em 
Dritter kônnte sich vernünftigerweise noch nicht darauf 
verlassen, da8 das Recht tatsächlich weggefallen ist; er 
kann zu diesem Zeitpunkt nicht mit Sicherheit beurteilen, 
ob von der vorn Rechtsverlust betroffenen Partei Tatsachen 
und Beweise vorgebracht werden, die dazu führen, daB die 
versãumte Handlung áls rechtzeitig anzusehen und 
.gegebenenfalls die Mitteilung über den Rechtsverlust 
aufzuheben ist. Wenn der Patentinhaber eine für ihn 
gunstige Entscheidung erwirkt, stelit sich die Benutzung 
der Erfindung durch den Dritten als Patentverletzung 
heraus. Es kann nicht Zweck der Regelung sein, Dritte zu 
derartigen Benutzungshandlungen zu veranlassen, solange 
der Rechtsverlust nicht unanfechtbar geworden ist. 

Der in der Mitteilung nach Regel 69 (1) EPU festgestellte 
Rechtsverlust wird erst dann unanfechtbar, wenn ein Antrag 

auf Entscheidung (Regel 69 (2) EPU) nicht innerhaib der 
vorgesehenen Frist gestelit worden oder eine Entscheidung 
nach Regel 69 (2) EPU rechtskrãftig geworden ist. 
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16. 	Die vorbereitenden Arbeiten zu Regel 69 EPU lassen 

erkennen, daB sich die Untergruppe ttAusfuhflngsordflUflg 

schon sehr früh mit den KonsequeflZen der Rücknahmefiktion 

auseinandergesetzt hat. Ein groBer Teil der Mitglieder der 

Arbeitsgruppe war der Ansicht, "daB eine so schwerwiegende 

MaBnahme zwangslãufig auf einen BeschluB rechtlicher Art 

zuruckgehen müsse, damit die Rechte des Anmelders gewahrt 

werden, der innerhaib einer bestiininten Frist Beschwerde 

einlegen könne. Ein soicher BeschluB sei umso notwendiger, 

als die Tatsache, daB die Anmeldung als zurückgenoinmen 

gelte ... veröffentlicht werde und im guten Glauben 

handeinde Dritte mit der Verwertung der freigewordenen 

Erfindung beginnen könnten.'t (Bericht der Untergruppe 

"Ausführungsordnung", September 1970, BR/51/70, S. 13). 

Die Untergruppe hat auch auf die Notwendigkeit 

hingewiesen, keine Eintragung des Rechtsverlusts im 
Patentregister vorzunehmen, solange die Frist zur Stellung 

des Antrags auf Entscheidung noch läuft und, wenn der 

Antrag auf Entscheidung gesteilt wird und eine 

Entscheidung ergeht, solange dem Aninelder die Beschwerde 

of fensteht (Bericht der Untergruppe, November 1970, 

BR/68/70, S. 11). Dem Aninelder soilte also bei der 

Rücknahmefiktion der RechtsschutZ gewährt werden, ohne daB 

Zwischenbenutzerrechte entstehen. 

DaB dem Zeitpunkt der Unanfechtbarkeit des Rechtsverlusts 

besondere Bedeutung beim Schutz des Vertrauens Dritter 

zukommt, wird auch aus den Uberleitungsbestimmuflgefl 

deutlich, die Anderungen der Ausführungsordnung in 

geeigneten Fallen begleiten. Als Beispiel kann auf 

Artikel 2 des Beschlusses des Verwaltungsrats vom 

8. Dezember 1988 zur Anderung der Ausführungsordnung zum 

EPU, AB1. EPA 1989, 2 sowie auf Artikel 2 Nr. 3 des 
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Beschiusses des verwaiturigsrats voni 7. Dezeniber 1990 zur 
Anderung der Gebührenordnung, AB1. EPA 1991, 11, 15 
verwiesen werden. Danach sind die günstigeren Bestiininungen 
des geänderten Rechts auf alle zurückliegenden Fãlle 
anzuwenden, in denen die ttFeststeliung  des Rechtsverlustes 
mm Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Beschlusses noch 
nicht rechtskrâftig geworden istt. 

17. 	Dein Argument, eine Entscheidung über den Widerruf könnte 
mm vergleich zu einer Mitteilung nach Regel 69 (1) EPU zu 
Mii3verstàndnissen fUhren, vermag die GroBe Beschwerde-
kammer ebenfalls nicht zu folgen. Die direkte Entscheidung 
Uber den Widerruf stellt ein übersichtliches, einstufiges 
Verfahren dar. Die Entscheidung enthält bereits eine 
Begründung. 

Demgegenüber setzt sich das Verfahren bei der Fiktion der 
Rücknahme aus einer nicht mit Gründen versehenen 
Mitteilung und einer nachfolgenden Entscheidung zusammen, 
die auf besonderen Antrag ergeht und mit Gründen versehen 
.ist. Durch die Vorschaltung der Mitteilung soil in jenen 
Fallen, in denen die Versäumung der Frist nicht bestritten 
wird, eine Begründung des festgestellten Rechtsverlustes 
uberflüssig werden. Andererseits ist dieses zweistufige 
Verfahren mm Vergleich zur sofortigen Entscheidung 
koniplizierter. In jedem Fall bleibt aber das Recht des 
Verfahrensbeteiiigten auf eine mit Gründen versehene, 
beschwerdefãhige Entscheidung gewahrt. In welchen Fallen 
zunàchst eine nicht begrundungspflichtige Mitteilung 
(Regel 69 (1) EPU) zu ergehen hat, ist der Entscheidung 
durch den Gesetzgeber vorbehalten. Es liegt kein innerer 
Widerspruch vor, wenn dieser für das Erteilungsverfahren 
einerseits und für das als Mehrparteienverfahren 
ausgebildete Einspruchsverfahren andererseits 
unterschiedliche Regelungen getroffen hat. 
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Zusaimnenfassend 1st daher festzustellen, daB nach dent 

eindeutigen Wortlaut und dent Zusaimnenhang der Bestinunungen 

des EPU der Widerruf des europãischen Patents nach Artikel 

102 (4) und (5) EPU stets durch eine Entscheidung 

auszusprechen ist. 

SchluBfolgerung zur ersten Rechtsfrage 

Die erste Rechtsfrage wird wie folgt beantwortet: 

"Der Widerruf eines Patents nach Artikel 102 (4) und (5) 

EPO ist in Form einer Entscheidung auszusprechen." 	- 

SchluBfolgerung zur zweiten Rechtsfrage 

In der Vorlage an die Grof3e Beschwerdekanuner wird die 

zweite Rechtsfrage nicht als primäre Frage in dent Sinne 

gestelit, daB hierzu elne unterschiedliche Praxis der 

Beschwerdekammern vorliege; sie wird nur als zusätzliches 

Problem für den Fall aufgeworfen, daB der Widerruf des 

europäischen Patents nach Artikel 102 (4) und (5) EPU 

zunächst durch eine Mitteilung nach Regel 69 (1) EPU 

festgestellt werden muB. Da die erste Rechtsfrage jedoch 

in dent Sinne beantwortet 1st, daB die Einspruchsabteilung 

eine Entscheidung zu treffen hat, ist mm Rahmen dieses 

Verfahrens zur zweiten Frage nicht inehr Stellung zu 

nehinen. 

Der Geschãftsstellenbeainte: 
	Der Vorsitzende: 

J. Rückerl 
	 P. Gori 
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